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D SZ...

Am Mittwoch den 11.12, hat der 
Asta ein Flugblatt herausge­
bracht, auf dem über die frist­
lose Kündigung der "darm- 
städter Studentenzeitung" in 
der Studentenparlamentssitzung 
vom Dienstag vergangener Woche 
informiert wurde. Die dsz wird 
also in Zukunft nicht mehr er­
scheinen. Der Grund dafür waren 
ganz sicher nicht die, wie der 
RCDS so wissend formulierte, 
sogenannte "pseudomarxistischen 
Plattheiten einer "kommunis­
tischen linken Sektierergruppe 
Wer so etwas schreibt, hat ent­
weder Marx oder die dsz nicht 
gelesen; oder beide nicht.
Tatsache aber war, daß die dsz 
von sehr wenig Studenten an der 
THD gelesen wurde. Dies war 
zweifellos auch eine Folge der 
inhaltlichen Konzeption. Die 
dsz hatte überregional einen 
guten Ruf, erfüllte jedoch nicht 
die Funktion, die einer - Stu­
dentenzeitung - zukommt. Nämlich 
Informationen und Gedanken zu den 
Problemen zu liefern, die die 
Studenten und speziell die der 
THD interessieren. Dieses Problem 
lag denn auch schon lange auf dem 
Tisch. In der in den letzten 
Wochen erfolgten inhaltlichen Dis­
kussion über die dsz wurden auch 
einige wesentliche Änderungen 
ins Auge gefaßt. So z.B. ein Zei­
tungsteil Hochschulnachrichten 
und eine verstärkte Zusammenarbeit 
mit den in den einzelnen Fachbe­
reichen existierenden Basisgrup­
pen (s.u.politische Bühne). Kurz 
gefaßt hatte das geplante neue 
Konzept folgende Grundlage:

Da die Hochschulinformation des 
Asta und der Basisgruppen und 
Fachschaften der Aktualität wegen 
und aus Platzmangel immer eine ge­
wisse Kürze und damit verbundene 
Oberflächlichkeit in Kauf nehmen 
muß, besteht die Notwendigkeit von 
Artikeln, wie sie in der dsz erar­
beitet wurden. Artikel, in denen 
die Probleme samt gesellschafts­
politischem Hintergrund eingehend 
bearbeitet werden können. Nur darf 
es dabei nicht bleiben. Abgesehen 
davon, daß diese Artikel soweit 
möglich auf studentische Probleme 
fixiert sein sollten, muß auch die 
knappe Hochschulinformation enthalten 
sein. Nur so ist es möglich, eine 
Motivation zum Lesen dieser Zeitung 
zu schaffen. Andernfalls, und das 
hat die Vergangenheit gezeigt, be­
steht die Gefahr einer Abgehobenheit 
von studentischer Realität.
Soweit war inhaltlich eine klare 
Neufassung programmiert. Eine not­
wendig gewordene genaue Überprüfung 
der Finanzlage des Asta ergab je­
doch, daß der Vertrag mit dem Asta 
der Fachhochschule Darmstadt über 
die dsz, der der Redaktion jähr- 
lieh einen Betrag von ca. 580CXJ—  W  
DM vorsah, nicht mehr einzuhalten 
war.
Es steht jedoch für uns fest, daß 
wir eine Studentenzeitung an der 
THD brauchen. Wir haben uns des­
halb entschlossen, eine neue Zei­
tung im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten herauszubringen. Dies 
ist die erste Ausgabe, die nächste 
folgt in den ersten Vorlesungsta­
gen des neuen Jahres, im Wesent­
lichen zu Thema Hochschulrahmenge­
setz .
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betrifft
Stud. Krankenversicherung
Euch ist sicherlich spätestens seit den aufdringlichen Werbeschreiben 
der Privatkassen Ende des Jahres 1974 bekannt, daß bezüglich der 
Krankenversorgung uns eine Änderung ins Haus steht.
Die Studenten der THD sind automatisch mit der Bezahlung ihres Semes­
tersozialbeitrages beim StudentenwerB der THD krankenversichert(SKV). 
In anderen Bundesländern wie z.B. Bayern, übernimmt diese Funktion 
eine sogenannte Deutsche Studentische Krankenversicherung (DSKV).
Nun hat die 21.ordentliche Hauptversammlung der DSKV die Liquidation 
der Versicherung zum 30.9.75 beschlossen. Ursprünglich sollte die 
DSKV zum 31.3.75 aufgelöst werden, da aber der von der Bundesregie­
rung längst versprochene Gesetzentwurf für die Studentische Kranken­
versicherung noch nicht erschienen ist und das Inkrafttreten des 
glesetzes noch nicht einmal zum 1.4.75 gewährleistet ist, wurde die 
"Liquidation verschoben.
Dies trifft auch für die lokalen SKV's wie z.B. an der THD zu.
Nachdem der VDS die Bundesminister Rohde und Arendt mehrmals auf die 
katastrophale Situation im studentischen Krankenversorgunssektor 
hingewiesen, protestiert und seine Forderungen, die weitgehend mit 
denen des Deutschen Studentenwerkes, des DGB, und der GEW übereinstim­
men, der Öffentlichkeit voegelegt hatte, viele Studenten in lokalen 
und regionalen Aktionen (NRW, Niedersachsen) für eine Verbesserung 4h*»e 
ihrer Lage sich einsetzten, wurde am 18.12.1974 im Bundestag die erste 
Lesung zum studentischen Krankenversorgungsgesetz durchgezogen.
urundlage der ersten Lesung ist der erst jetzt der Öffentlichkeit 
vorliegende(!) uesetzesentwurf der SPD- und FDP-Fraktionen, über 
den sich beide endlich geeinigt haben. Dieser hat falgende Punkte:
1.Bundeseinheitliche Regelung mit einheitlichen Beiträgen und Leis­tungen nach RVO.
l.Studentische Elgenbetelllgung 
Zuschuß des Bundes von ins «res. von....... ..... 25.— DM monatlich

insgesamt 60 Millionen DM,
d.h. bei 50-60% familienversicherten Studenten 

von ca.800 000 Studenten anteilig 15.— DM monatlich
3. Bafögempfänger erhalten zusätzlich 10.— DM 
vom Bund, so daß sich ihr Eigenbetrag auf
15*— DM ermäßigt (allerdings sind diese sowieso meistens familien hilfeversichert.

4. Be£reiungsmöglichkeit zur Familienhilfe und privaten Krankenver­sorgung (letzteres auf Bruck der FD^-Fraktlon)
5. Freie Wahl der gesetzlichen und privaten Kassen; Wohnortprinzip, 

auf Antrag Studienortprinzip bei der Wahl
6.Inkassomodalität: Halbjährlich im voraus: 150.— DM 
7.Inkrafttreten des Gesetzes: 1.10.75
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Trotz der bundeseinheitlichen Regelung mit. RVO-Leistungen. deren 
Durchsetzung als Erfolg gewertet werden kann, ist der Gesetzentwurf 
insgesamt sozial untragbar« bringt entscheidende Verschledterungnn 
und muß von den Studenten einmütig abgelehnt werden!

für die Studenten in riessen beispielsweise bedeutet die studentische 
Eigenbeteiligung von 25.— DM eine Verdoppelung der Beiträge, soweit 
nicht Punkt 3.(15.— Dm )oder 4. (0.— -Dm ; auf sie zutrifft.
Die vorgesehene Befreiungsmöglichkeit zur privaten Krankenversiche­
rung widerspricht krass der vorgesehenen Einheitlichkeit des Gesetzes, 
unterstützt Privilegiertenkassen (pflichtversicherungsgrenze), die 
außerdem noch mit Massensteuern der Lohn- und Gehaltsabhängigen 
mitfinanziert werden sollen!
Die Inkassomodalitäten stellen eine unzumutbare Belastung dar, 
während das Bafög monatlich ausgezahlt wird!
Das erst am 1.10.75 in krafttretende Gesetz bedeutet, daß die Kata­
strophe auf diesem Sektor noch ein 3/4 Jahr weitergehen soll, daß 
viele Studenten (in Bayern; auch Ausländer) weiterhin unversichert 
sein werden bzw. sich sehr teuer privat versichern müssen!

Inzwischen versuchen manche Ersatzkassen die desolate Situation auf 
dem studentischen Krankenversorgungssektor auszunutzen. Die Barmer- 
Ersatzkasse schickt z.B. an die Eltern von Studenten, die Kinder in 
der Familienhilfe mitversichert haben, Briedte, und fordert diese unter 
Bezugnahme auf den längst schon gestorbenen Gesetzentwurf von 
Rheinland-Pfalz, der die Familienhilfe nicht mehr vorsah, auf, ihen 
Sohn oder ihre Tochter als Vollmitglieder in dieser Ersatzkasse zu 
versichern. Hier arbeiten einige Ersatzkassen bewußt mit Verdrehungen 
und Halbwahrheiten, um voll zahlende Mitglieder zu gewinnen. Dabei 
soll aber die Familienhilfe ln der neuen Koalitionsregelung beTbe- 
halten werden. Andere Ersatzkassen (DAk/hamburg-Miinchener,Techniker- 
Rasse) und selbst private Kassen versuchen zur Zeit mit verstärktem 
Aufwand und zu dumping-Sätzen neue Mitglieder zu gewinnen. Dabei ist 
bekannt, daß z.B. die BEK sch6n jetzt mit Beitragserhöhungen für ihre 9  
studentischen Mitglieder liebäugelt.
Der Krankenversorgungssektor in der BRD ist zur Zeit von folgenden 
Entwicklungen gekennzeichnet:
M e  Krankheitskosten steigen überall explosionsartig durch die Preis­
politik der Pharma-Konzerne, medizinische Gerätehersteller und der 
Lobby niedergelassener £rzte. Nach Berechnungen des Rheinland-pfäl­
zischen Sozialministers Geißler wird der durchschnittliche Beitrags­
satz der Krankenversicherungen für Arbeiter und Angestellte von z.Zt.
9,5% auf 13,1% des Bruttolohnes im Jahre 1978 steigen. Vor allem 
haben sich in nur 10 Jahren von 1963 bis 1973 die Ausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung von 12,1 Milliarden auf 40,8 Milliar­
den mehr als verdreifacht, während die Löhne und Gehälter, von denen 
der Sozialversicherungsbeitrag abgezogen wird, in dieser zeit brutto 
um nur 154% gestiegen sind. Amstärksten sin die Ausgaben für Zahn- 
ersatz(%51%), Krankenpflege (,400%) und Arzneimittel (330%) gestiegen.
Inder BRD wird am Kranksein profitiert.
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Die Allgemeinen Ortskrankenkassen sind in einer besonders kritischen 
Finanzsituation,-weil sie zum größten Tpil Rentner versichern, deren 
Krankheitskosten nur zu einem Teil aus Rentenversicherungsbeiträgen 
getragen werden. Der Anteil der Erstattungskosten bzw. Zuschüsse des 
Blondes zu den Erstattungskosten der Rentenversicherung ging von 31% 
im Jahre 1957 auf 15% im Jahre 1974 zurück. Auch Jetzt werden die 
Bundeszuschüsse noch nicht voll ausgezahlt. Diese Situation für die 
Allgemeinen Ortskrankenkassen wird dadurch noch verschlechtert, 
daß bei diesen Kassen ein überregionaler Finanzausgleich nicht 
möglich ist.

Aus den oben geschilderten Fakten ergeben sich für uns folgende 
Forderungen:
-Schaffung eines bundeseinheitlichen studentischen KrAnkenversorgungs- 
gesetzes, das am 1.4.75 in Kraft tritt!

f Sozial-tragbare Beitragssätze von 3% des nafög-rtöchssatzes ohne 
arlehensanteil = 75.— DM pfco Semester (=6x12,60.— DM). Keine 

sozial untragbaren Beitragssätze von 25.— DM im Monat!
-Höhere Bezuschussung seitens des Blondes und der Länder, damit die 
Solidargemeinschaft der gesetzlichen Krankenversichertememicht be­
lastet wird. Höhere Bezuschussung durch Umverteilung der Haushalte. 
Steigerung der öffentlichen Leistungen für das Gesundheitswesen, um 
im Interesse aller Verscierten mit niedrigem Einkommen weitere Bei­
tragssteigerungen zu vermeiden. Öffentliche Kontrolle der Preisge­
staltung der Pharma-Konzerne und Ärztegebühren!
-Tragbare Inkassomodalitäten, keine Halbjährliche Vorauszahlung der 
Eigenbeteiligung der Studenten. Befreiungsmöglichkeiten nur zur 
Familienhilfe, d.h. keine Befreiungsmöglichkeit zu privaten Kassen, 
da diese aus der Krankheit der Versicherten Profite erschließen!
-Mitbestimmung in den satzungsgemäßen Organen der gesetzlichen Kran­
kenkassen (Studenten unterstützen bei den Sozialversicherungswahlen 

Q . e  Listen des DGB)!
-Anhebung der Pflichtversicherungsgrenze, wie der DGB es fordert, 
damit auch Gruppen mit höherem Einkommen in die gewetzlichen Kassen, 
duFeh-garantiertee insbesondere in den Allgemeinen Ortskrankenkassen, versichert werden können!
-Stärkung der -Solidargemeinschaft der gesetzlichen Kassen durch 
garantiertes Verbleiben der Versciertennach Beendigung des Studiums 
(heirdurch soll vermieden werden, daß S udenten, die während ihres 
Siüdiums mit relativ gündtigen Versicherungssätzen haben leben können, 
nach tseeendigung des Studiums in die privaten Privilegiertenkassen abwandern;!

Wehere Informationen beim Sozialreferenten im Asta und beim 
StudentenwerK der TnD Tel 2610 {außerhalb der nochschule 162610)
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Mieterhöhung in den Wohnheimen?
Seit Ende 1974 versucht das Studen­
tenwerk die Mieten in den Wohnhei­
men um bis zu 14 % zu erhöhen. Die 
Heimbewohner versuchen sich dagegen 
zu wehren. Gemeinsam mit dem AStA 
der TH wurde ein Sammelkonto einge­
richtet. An alle Bewohner erging 
ein Aufruf, ihre Mieten nicht beim 
Studentenwerk, sondern auf diesem 
Sammelkonto einzuzahlen. Bereits 
jetzt Anfang Januar zeichnet sich 
eine große Beteiligung an diesem 
Mietstreik ab.
Zur Information:
Das Studentenwerk Darmstadt verwal 
tet insgesamt 10 Wohnheime
Alexanderstr.
Arheilger Str. ca. 
fiiieburger Str. 72
Heinrichstr. 46
Nieder-Ramst.Str. 228
Öttinger Villa ca. 20 
Poststraße Studienkolleg 
Riedeselstr. 191
Studentendorf 137
Traube 17

105 Betten 
36 "

Die Situation in diesen Wohnheimen 
ist zum Teil ziemlich mies. Ange­
sichts einiger Wohnheime kann man 
die von einigen Kreisen geäußerte 
Meinung, Wohnheimbewohner seien 
"ganz besonders privilegiate Stu­
denten" nur als blanken Hohn ver­
stehen.
So wurde in der Riedeselstraße aus 
einem ehemaligen SS-Gefängnis ein 
Wohnheim gemacht, in dem man für 
6,3 qm DM 83,—  zahlt. Bei manchen 
Räumen ist das Fenster halb zuge­
mauert, dort kostet die Miete dann 
nur 75 DM. Auch hier soll die Miete 
erhöht werden. (Das sind 2mal 3 m 
mit Bett, Tisch und Schrank, mehr 
nicht!)
Auch einiges Kuriose tut sich da.
So wurde in der Dieburger Straße 
vor alnger Zeit ein Bahnhofshotel 
gebaut. Da man letztlich die Bahn­
linie vergessen hatte, wurde dann 
irgendwann ein Studentenwohnheim 
daraus. Dieses Haus steht bereits 
unter Denkmalsschutz! Auch gibt es 
hier (man höre und staune) 2, 3 und 
4 Bett-Zimmer.

Es gibt allerdings auch positivere, 
d. h. ausreichende Wohnheimzimmer.
So in der Alexanderstraße, wo in 
einem Zimmer auch eine Koch- und 
Waschnische zu finden ist auf ca.
15 qm (welch Luxus!). Allerdings 
ist dies nicht umsonst, die Miete 
beträgt hier 170 - 180 DM.
Die verstärkte Diskussion auch in 
der Öffentlichkeit (siehe Stern- 
Artikel über Hamburger Wohnheime 
vor Weihnachten) hatte in den letz­
ten Jahren allerdings kaum über­
wältigende Ergebnisse gezeitigt: 
in den letzten vier Jahren ist es W, 
gelungen, ungefähr 60 !!! neue 
Wohnheimplätze in Darmstadt zu 
schaffen. Eine beachtenswerte 
Leistung. (Der gerechtigkeithal­
ber muß gesagt werden, daß am seit 
Jahre geplanten Karlshofprojekt mit 
700 Betten bereits der erste Spa­
tenstich erfolgt ist, leider wird 
noch nicht gebaut.)
Demgegenüber stiegen die Studenten­
zahlen im gleichen Zeitraum von 
6.500 auf 10.000 an.
Das Bild der Angriffe auf die 
materielle Situation der Studen­
ten rundet sich allmählich ab:
SS 73: 
Okt 73:

Nov 73: 
Jan 74:

Jan 74:

Erhöhung der Mensapreise 
von 1,40 auf 1,70 DM ^
Zu Beginn des WS 73/74 er-W!/ 
folgte eine Realkürzung 
der Bafög-Sätze. In der 
damals durchgeführten Fra­
gebogenaktion ergab sich 
eine durchschnittliche Kür­
zung von 113 DM 
Versuch einer Erhöhung der 
Wohnheimmieten 
Die Preise im Mensa-Cafe 
wurden durchschn. um 15 - 
20 % erhöht
Bei dem Sternmarsch auf Bonn, 
an dem sich 40.000 Studen­
ten beteiligten, wurde eine 
Anhebung des Bafög-Satzes 
auf 520 DM gefordert. Er­
reicht wurde eine mehr 
scheinbare Anhebung auf 
500 DM auf Darlehensbasis 
(s. AStA-Info zur sozialen 
Situation Dez. 74)



WOHNHEIME 7

Frütr> 74: Der Versuch, den Wohnheim- 
bewohnern eine Heizgeldum­
lage von 174 DM abzuverlan­
gen, wurde von diesem zu­
rückgeschlagen. Die Be­
wohner stellten Anträge 
beim Sozialamt auf Heiz­
kostenzuschuß von 100 DM 
und traten diese ans Stu­
dentenwerk ab.

SS 74: Trotz einer Verweigerungs­
aktion des damaligen AStA 
wurden die Sozialbeiträge 
von 72 auf 80 DM erhöht.

Jan 75: Versuch einer Erhöhung der 
Wohnheimmieten in den Wohn­
heimen um ca. 14 %.

Die in den letzten Jahren durch die 
faltionäre Preisentwicklung ent- 

__andenen Mehrkosten für das Stu­
dentenwerk sollen offensichtlich 
voll auf die Studenten abgewälzt 
werden. Und das obwohl die Bafög- 
Sätze in keiner Weise angemessen 
steigen. Das Land Hessen bzw. der

Bund sind offensichtlich nicht be­
reit, diese ständige Verschlimmerung 
der sozialen Lage der Studenten auf­
zufangen. Es zeigt sich deutlich ein 
großer Widerspruch zwischen ange­
kündigten Reformvorhaben der Regie­
rungen des Bundes und der Länder und 
deren Verwirklichung. Und dies nicht 
nur im materiellen Bereich. Das 
zeigt die Entwicklung der Hochschul­
gesetzgebung in Bayern und Baden- 
Württemberg und die allmähliche Ent­
wicklung der Diskussion um das HRG 
und die verfaßte Stufentenschaft. 
(S.dazu auch Artikel "Verfaßte Stu- 
dentensfchaft)
Dies kann nur so erklärt werden, 
daß die Regierungen weder in der Lage 
noch Willens sind, sich gegen die 
tatsächlich Mächtigsten in diesem 
System, die wirtschaftlichen Kräfte, 
durchzusetzen.
Nachfolgend veröffentlichen wir 
hier einige Auszüge aus dem Arbeits­
papier des Mietausschusses der Wohn­
heime.

B) Situation im Lande Hessen
1. Wohnheimträger Land
Das Land Hessen ist meist Eigentümer der Wohnheime (Ausnahme Frankfurt, 
es gibt dort Wohnheime in den Händen einer Stiftung), aber die Studen­
tenwerke müssen die Abschreibungen für die Immobilien tragen (Riedesel- 
str. 8, 99 DM pro Bett und Monat).
2. Weigerung zur Erhöhung der Landeszuschüsse
Das Land Hessen weigert sich, die Zuschüsse für die Studentenwerke ge- 

•f^nerell in allen Bereichen zu erhöhen (Mieten, Mensaessen, studentische 
Krankenversorgung - Sozialbeiträge). Die Studentenwerke erwirtschaften 
daher in jedem Rechnungszeitraum Defizit.
Die Studentenwerke sehen sich in der Zwangslage, die Preise in den ein­
zelnen Bereichen zu erhöhen. Dort, wo sie sich weigern, werden die Preis­
erhöhungen vom Kultusminister per Erlaß diktiert (Marburg SS 73 die So­
zialbeiträge, Gießen SS 73 die Wohnheimmieten, Darmstadt am 1. Juli die 
Mensaessenspreise).
5. Salamitaktik bei der Durchsetzung der sozialen Verschlechterungen 
• • • • •Offensichtlich fürchtet die Kulturs- und Finanzbürokratie ein Wieder­
aufleben massenhafter studentischer Protestaktionen. Anders ist die 
Tatsache nicht zu erklären, daß die sozialen Verschärfungen nicht auf 
einmal in ganz Hessen durchgeführt wurden bzw. werden, sondern Stück 
für Stück (siehe hierzu in den Klammern zu PunktB2.).
Anläßlich der Mensaessenspreiserhöhung (über 20 %) in Darmstadt sprach 
man noch von einer Erhöhung der Sozialbeiträge zu Beginn und einer 
Mieterhöhung in den Studentenwohnheimen im Verlauf des Wintersemesters. 
Die am 18.8.73 im DE abgedruckte Verlautbarung, daß die Sozialbeiträge 
aus technischen Gründen zum Wintersemester 73/74 wahrscheinlich nicht 
mehr erhöht werden können, reiht sich unseres Erachtens in die ange­
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wandte Salamitaktik ein. Es handelt sich dabei entweder um einen üblen 
Trick, um die bei der Mensaessenspreiserhöhung in Ganz gekommenen Ak­
tivitäten zur Vorbeteitung einer Verweigerungskampagne der Sozialbei­
träge einzuschläfern oder um den Versuch, die sozialen Verschlechte­
rungen schrittweise durchzuführen. Damit wird ein geschlossenes Vor­
gehen der qesamten Studentenschaft der THD verhindert und versucht, die 
10 % in Wohnheimen lebenden Studenten als ^besonders privilegierten"
Teil gegen den Rest der als "privilegiert" eingestuften Studenten aus­
zuspielen (Mietdauerbegrenzung 1972).
3. Wohngeld
Studenten erhalten kein Wohngeld, weil sie nicht als unabhängig von zu 
Hause angesehen werden (Wohngeldkampagne 1970). Der Katalog von Ausnah­
men (verheiratet, Vollwaise usw.) wurde erst durch Prozesse vor dem Ver­
waltungsgericht erwirkt.
Um die Relation Mietpreis/Bafög-Höchstsatz 
spiele:
Wohnheim Riedeselstraße 105/420
freier Wohnungsmarkt 150/420
Hier deuten sich Auswirkungen zu einem sog 
lieh Jugendliche aus einkommensschwachen Familien unüberwindliche fi­
nanzielle Schranken beim Zugang zur Universität entgegenstehen.
Außerdem sei in Darmstadt auf die latent vor dem Kollaps stehende Situa­
tion auf dem Zimmermarkt hingewiesen (Bestzung der Oettinger Villa,
Traube) und das starke Anheizen der Mietpreise entsprechend Angebot und 
Nachfrage.
Laut DE vom 29.8.73 haben sich über 4.000 Neuzugänge für das kommende 
Wintersemester 73/74 angemeldet, von denen erfahrungsgemäß etwa 2.000 
das Studium beginnen werden.
Dadurch ist das Projekt Karlshof, mit dessen Bau immer noch nicht begon­
nen wurde, mit seinen 800 Plätzen nur ein Tropfen auf einen heißten Stein.
c) Das Schel n>argumen t von der "Pr 1v1ligierurig" der 'Wohn-helmbewohner -

oder: Der Versuch , die Stu dentenscha ft zu spa 1 ten

Aus d1versen und z. T. diffus en Kreisen hör t man das Argument, die Wohn -
helmbewohner seien ein "ganz beso nders pr1 v1 legi erter" Teil der Stu dentea
sch aft. Im Hlntergru nd dieses Arg umente s steht die Tatsache, daß d1 e W e 1
qerunq des Landes He Gsen, Zus chüs se für die Wohn heime zu zahlen, da ZU
füh rte, daß das Def1 zit im Wo hnhe imbere ich aus dem Sozial bei tragsau f kom-
men der Studentensch aft abgedeckt wi rd. Nac h die ser Argumentation 1eben
die Heimbewo h n e r als Parasi ten a uf Kosten der gesamten Studentensch aft.

Die Wohnheim e sind eine sozia ie Err.ungens ch aft, die unbedingt verte i di gt
werden muß. Mit dem Argument der "Privi legi erung " der Wohnheimbewoh ner
wird versuch t, den Mangel an Wohn h e 1 m p 1ätze n gegen die Heimbewohner zum
Zwe cke der Spaltung der Stude nten Schaft zu kehre n .
Die Wohnheime sind u. a . eine Ein richtu ng. die dazu dient, Studente n vor
Vermleterwl11 kür zu schützen, und auch ein Reg ul ativ für Biidenmiete n auf
dem "freien" Wohnung smarkt.

Das Versäumn 1s, eine ausreich ende Zahl von Wohnh eimplätzen zu bauen (nach
dem Düsseido rfer Woh nhelmp'i an für 3o % der Stude nten an einer Hochs c h u 1 e)
kan n man doc h nicht den Betro f fen en 1 n die Schuh e schieben.
Das demagogl sehe Arg ument von der Pri vi legi erung der Wohnheimbewohn er
s te 11t doch 1 e d 1 g 11 ch einen Versuch dar , e Woh nheimbewohner in 1h rem
Kampf gegen soziale Verschlec hterungen ZU 1solle ren und eine Kampfe i nhei t
der gesamten Studentenschaft für die Za h 1 u ng und Erhöhung von Zuschüssen
an die Stude ntenwerk e und den Bau von mehr Wohnh eimplätzen zu verh i n d e m .

zu verdeutlichen, zwei Bei- 
= 25 %
= 33 % fk

. "sozialen NC" an, daß näm-
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Deshalb gilt es, gegen jeden Versuch vorzugehen, durch Herumkurieren an 
Symptomen den bestehenden Mißstand auf alle "gerecht" zu verteilen.
Es steht doch gar nicht die Alternative zur Debatte, Mieterhöhungen 1n 
den Wohnheimen oder Sozialbeltragserhöhung, sondern Durchsetzung des 
'Kostendeckungsprinzips 1n den Wirtschaftsbereichen des Studentenwerkes 
- d.h. auf Kosten aller Studenten.
In Darmstadt manifestiert sich dies z. Zt. 1m Wohnheimbereich. Jn Mar­
burg wird durch die Soz1albe1tragserhöhung die gesamte Studentenschaft 
angegriffen,lw1e bei uns 1n Darmstadt zum SS 74.
Deshalb solidarisiert Euch mit dem Kampf der Marburger Studenten gegen 
die materielle Verschlechterung, indem Ihr hier 1n Darmstadt gegen die 
Mieterhöhung 1n den Wohnheimen kämpft.

Die Vertreter und Interessenten aus den einzelnen Wohnheimen sind der 
Auffassäng, daß wir diesen Kampf nur 1n Form einer gemeinsamen Verwei­
gerungskampagne der Mieterhöhung und der neuen Mietverträge führen kön­
nen.

sind die Schwierigkeiten zur Durchführung solcher Kampfmaßnahmen be­
kannt. Wenn wir aber keine Verschlechterung unserer Lage hinnehmen wol­
len, zwingt man uns diesen Kampf auf.

Die Wohnheimvertreter sind bereit, diesen Kampf aufzunehmen, aber dazu 
Ist es unbedingt notwendig, daß die Mehrheit (möglichst alle) der Heim­
bewohner diesen Kampf selbst trägt.
Jeder Heimbewohner, der glaubt, für Ihn bestehe keine Notwendigkeit, ge­
gen die Mieterhöhung und die neuen Mietverträge zu kämpfen, trägt die 
Verantwortung dafür, daß andere Heimbewohner, die solche Angriffe an Ih­
rer finanziellen Grundlage treffen, 1n Zukunft höhere Mieten zahlen und 
schlechtere Mietvertragsverhältn1sse in Kauf nehmen müssen.

Von der Mieterhöhung sind die Wohnheime Dleburger -, Heinrich-, Nltder- 
ramstädter -, Rledese'i.straße und St.udentendorf (Insgesamt ca. 67o Heim­
bewohner) betroffen. Der neue Mietvertrag soll ln allen Wohnheimen ein­
geführt werden, sofern nicht bereits ähnliche Mietverträge existieren.

D A r b e i t s k r e i s e  gegen die Mieterhöhung und die neuen Mietverträge 1n 
einzelnen Wohnheimen und die Helmselbstverwaltungen unterbreiten 

Euch deshalb den Vorschlag, die Annahme der sieHie-n Mietverträge und der 
Mieterhöhung zu verweigern.
Damit die” Heimbewohner über die Beteiligung an der Kampagne die Kontrolle 
haben, schlagen wir bei Erhalt der Anderungskündlgung folgendes vor:

- Die neuen Mietverträge werden nicht unterschrieben, sondern bei den 
einzelnen Helmsprechern hinterlegt,

- Jeder Heimbewohner kündigt rechtzeitig seinen Dauerauftrag (d.h. 3 b*s 
vorher) und zahlt die alte Miete auf das von den Helmsprechern und vom 
AStA der THD noch e1nzurlchtende Sonderkonto.
Achtet diesbezüglich auf Aushänge 1n den Wohnheimen!

Die Helmsprecher und der AStA überweisen den eingehenden Betrag danach an 
das Studentenwerk.
Dadurch kennen wir die Namen und die Zahl der Beteiligten und können ver­
suchen, die N1 chtstrelker zum Mitmachen zu bewege. . Wir wehren uns dd- 
durch geschlossen und sind nicht auf die Mitteilsamkeit des Studenten­
werkes angewiesen. Falls wir die Auseinandersetzungen verlieren, haben 
wir dadurch auch die Möglichkeit, einen geordneten Rückzug anzutreten 
und nicht jeden einzelnen seinem Schicksal zu überlassen.
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D) Forderungen
Die von uns zu ergreifenden Maßnahmen müssen unseres Erachtens in drei 
Richtungen laufen:
a) auf lokaler Ebene
Eine möglichst breite Kampagne zur Verweigerung der Mieterhöhung in den 
Wohnheimen in Gang setzen, die über AStA und Fachschaften in die gesamte 
Studentenschaft aptragen wird. (s. Punkt C hierzu)
b) auf Landesebene
über die einzelnen ASten und die Landes-Asten-Konferenz z.B. eine zen­
trale Demonstration in Wiesbaden vorbereiten und durchführen mit der 
Forderung nach sofortiger Rücknahme aller bereits durchgeführten und 
geplanten Teuerungen im sozialen Bereich und Erhöhung der Landeszu­
schüsse für die Studentenwerke (Punkt B 2), Übernahme der Abschreibun­
gen für Immobilien durch das Land (Punk B 1), sofortiger Baubeginn des 
Karlshofs (punkt A 3 unten)
c) auf Bundesebene
Eine Erhöhung des Bafög-Satzes durchsetzen und auf eine Novellierung des 
Bundesausbildungsgesetzes dahingehend dringen, daß jährlich die Aus­
bildungsbeihilfe um den durchschnittlichen Prozentsatz der drei preis- 
aiftriebsstärksten Monate des vorhergehenden Jahres automatisch erhöht 
wird (Dynamisierung) (s. Punkt Al), Wohngeld für Studenten (s. A.3).

Berliner Extra-Dienst
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Fachschaftswahlen in den 
Fachbereichen 2 ,4 ,5  u. I5
Fachschäften werden durch die 
Studenten eines Fachbereiches 
gebildet. Die Interessen dieser 
Fachschaften werden nach der neu­
en Studentenschaftssatzung 
durch gewählte Vertreter, den 
Fachschaftsvertretern tfahrge- 
nommen.

^ i e  Fachschaftsvertretung ist 
ein Teil der Verfaßten Studenten- 
und sollte von den Studenten ge­
rade Jetzt aktiv unterstützt werden, 
da zur Zeit massiv versucht wird, 
die Selbstverwaltung der Studenten 
zu eliminieren ( vergleiche hierzu 
das Hochschulrahmengesetz und die 
Abschaffung der Asten in Bayern )

Beteiligt euch an den Fachschafts­
wahlen und macht damit klar, daß die 
Verfaßte Studentenschaft erhalten
ltfc.eiben muß.

Einige Fachbereiche haben sich 
nun entschlossen, die Wahlen zu den 
Fachschaftsvertretungen noch im 
Januar durchzuführen, nachdem es 
versäumt wurde, diese Wahlen zu­
sammen mit den Studentenparlaments­
wahlen durchzuführen.

Am 6. Januar mußten die Wahlvorschlä-
ge eingereicht sein. Auf der Sitzung
des Wahlvorstandes am 8. Jan. im Wahl-

amt wurden die Listen geprüft und
folgende Wahlvorschläge :zugelasseni

FB 2 Fachschaftsliste '
1 Heyer, Thomas Juso-HG
2 Dittmar, Cornelia Unabhängig
3 Ferkinghoff,Gabriele N

4 Lorbacher, Christoph Msb-Spartakus
5 Heinbach, Wölfgang Unabhängig
6 Schöpka, Reiner KHG

FB 4 Fachschaftsliste Mathe
1 Schneider, Hans-Reinhard MSB
2 Schulz, H.- Detlef
3 Rothermel, Annelotte
4 Fröhlich, Herbert
5 Führer, Christa
6 Ullrich, Rüdiger
7 Seeger, Ernst
8 Luers, Hajo

Liste JUSO A Unabhängige
1 Bökmann, Ulrike
2 Gehbauer, Hoiger
3 Schreiner, Gerhard

Es finden vom 21. — 23• Jan, die
r jb 
1

s ra c n s c n a rrB x x i 

Friebel, Andreas
j t e  rnyBJ-K.

MSB Spartakus
Fachschaftswahlen in den FBs 2,4,5 2 Bechtloff, Horst
und vom 20. - 22. Jan. im FB 15 3 Senger, Peter JUSO - HG
statt. 4 Schilling, Heiner MSB Spattakus
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FB 15 1. Semester - Liste
1 Kotowski, Joanna
2 Weiss, Irmgard
3 Esser, Maria
4 Michel, Barbara
5 Frühwacht, Albert

Vordiplomsgruppe (3. Sem.)
1 Tinkl, Rainer
2 Wolff, Gudrun
3 Christi , Anne
4 Trenzen , Rain'
5 Herdei, Peter

Oberstufenliste
1 Thum, Rainer
2 Schenk, Bernd
3 Stein, Winfried
4 Klingenburg, Gerhard
5 Koch, Hans Heiner

Die Bewerber werden sich und ihr 
Programm eine Woche vor den Wahlen 
vorstellen.Der Wahlvorstand wird 
beantragen,zu diesem Zweck am 
Do. den 16. 1. die Vorlesungen 
ausfallen zu lassen.

Die Wahl findetvgrundsätzlich als 
Urnenwahl statt, jedoch ist auf 
Antrag beim Wahlamt THD auch Brief­
wahl zulässig. Wahlbriefe müssen 
bis spätestens zum Ende der Wahl­
zeit beim Wahlamt eingegangen sein. 
Die Stimmabgabe erfolgt durch An­
kreuzen eines Wahlvorschlages in 
dem dafür vorgesehenen Feld oder 
Abgabe des Stimmzettels, ohne einen 
Wahlvorschlag angekreuzt zu haben.

Im FB 2 und FB 5 finden die Wählet 
als Persönlichkeitswahlen statt, da 
in diesen Fachbereichen nur eine 
Liste abgegeben wurde.

Zu der Wahl werden noch Wahlhelfer 
aus den betroffenen Fachbereichen 
gesucht, die an den Wahltagen 
die Wahllokale übernehmen. 
Interessierte sollten sich im 
Asta melden.
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Verfasste Studentenschaft -
Urabstimmung ?

VDS SVI:AUF
Kongreß

Verfaßte Studentenschaft
Die Angriffe auf die Verfasste Studentenschaft haben in den 
letzten Monaten an Intensität zugenommen.

im Juni verurteilte das Oberverwaltungsgericht Hamburg 
den ASTA der Universität dazu, sofort aus dem VDS auszu­
treten,
im Juli verfügte der hessische Kultusminister Friedeburg, 
daß die hessischen Asten bis auf weiteres keine Beiträge 
mehr an den VDS zahlen dürfen,
das CSU-Hochschulgesetz erklärt die Verfasste Studenten­
schaft in Bayern seit dem 1. 10. 74 für aufgelöst, 
die CDU/CSU fordert die generelle Auflösung der Verfassten 
Studentenschaft. Darauf will sie im Bundesrat bestehen.

Die Angriffe richten sich dabei vor allem gegen die Wahnehmung 
des politischen Mandats durch die Organe der Verfassten Studenten­
schaft, also gegen das Recht der gewählten studentischen Vertreter, 
sich zu allen politischen Fragen frei zu äußern. Dies aber erst, 
seitdem fortschrittliche Gruppierungen bei Studentenparlaments­
wahlen Mehrheiten erringen konnten, seitdem Studenten und andere 
fortschrittliche Hochschulangehörige begannen, die Ursachen für 
bestimmte Entwicklungen an der Hochschule im gesellschaftlichen 
System zu suchen und zu finden.
Noch 1949 bedankte sich die CDZ-Fraktion im parlamentarischen Rat 
bei der Kölner Studentenschaft für deren Eintreten für das Nehr- 
heitswahlrecht, 1954 rief der damalige Bundesinnenminister Schröder 
die Deutschen Studentenschaften zu Fackelzügen und Versammlungen 
anläßlich des "Tags der deutschen Einheit"auf. D.h., die Studenten-
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Schaft konnte sich, wie schon in der Weimarer Republik so lange 
politisch betätigen, wie ihre Politik, durchaus legitimiert durch 
Mehrheitsbeschlüsse, mit der herrschenden Politik übereinstimmte.
Je mehr die Studenten, Asten, Fachschaften, Studentenvollversamm­
lungen und ihre Dachverbände dazu benutzten, den Widerstand gegen 
Prüfungsdruck und Leistungsstress und die Forderung nach freier 
Wahl der Prüfer zusammenfassen, ihre Kritik an den angebotenen Stu­
dieninhalten zu organisieren und Alternativen zu diskutieren, und 
gegen die Verschlechterung der materiellen Situation (besonders der 
Arbeiterkinder) vorzugehen, desto mehr disziplinierenden Maßnahmen 
war die Verfasste Studentenschaft ausgesetzt, wurde den Studenten 
verboten, ihren Vertretern klare Aufträge zu geben, wurde die Ver­
fasste Studentenschaft schließlich 1969 in Berlin (West), 1971 an 
den bayerischen und baden-württembergischen Fachhochschulen und 
1974 in ganz Bayern de jure aufgelöst.
Die Tendenz im gesamten Bundesgebiet ist klar: Da, wo die Verfas­
ste Studentenschaft nicht per Gesetz für aufgelöst erklärt wird, 
soll sie ihrer politischen Funktion beraubt und zur bloßen Sozial­
hilf eorganisation degradiert werden. Dies wird durch die Konstruk­
tion eines absurden "hochschulpolitischen Mandats" der Verfassten 
Studentenschaft versucht, das den Fortschritt der Studentenbewe­
gung, nämlich aufzuzeigen und die entsprechenden Konsequenzen da­
raus zu ziehen, daß Wissenschaft keine "wertfreie" Sache des Elfen­
beinturms, sondern eine gesellschaftliche Angelegenheit ist, wieder 
rückgängig machen soll.
Die Angriffe gegen die Verfasste Studentenschaft sind Teile eines 
umfassenden Angriffs, der den Studenten mit Hilfe von Plakatie-' 
rungs-, Versammlungs- und Diskussionsverboten o.ä. jegliche poli­
tische Betätigung verunmöglicht werden soll. Die Angriffe sind Ele­
mente politischer Disziplinierung mit der Funktion, durch massive 
Einschüchterung bis hin zur Kriminalisierung politisch aktiver Stu­
denten das Engagement der Studenten insgesamt schon im Vorfeld be­
ruflicher Tätigkeit zu ersticken oder überhaupt nicht entstehen zu 0 
lassen.
In dieser Situation ist es unumgänglich notwendig, die Organe der 
Verfassten Studentenschaft zu stärken und sie gegen alle Versuche, 
sie auszuhöhlen und zu zerschlagen zu verteidigen.
Um die Notwendigkeit der Verfassten Studentenschaft zu 
unterstreichen, die Erfahrungen der Studentenbewegung 
zusammenzufassen und ausführlich die Debatte über die 
anstehenden Probleme zu führen, rufen VDS und SVI ge­
meinschaftlich auf zum Kongreß "Verfasste Studenten­
schaft und politische Disziplinierung im Hochschulbe- 
reich" am 18. / 19. Januar 1975 in München.

Verband der Studentenschaften an Fachhochschulen und Höheren 
SVI t.V. Fachschulen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West 

56 Wuppertal 2 Friedrich-Engels-Allee 161+a

Verband Deutscher Studentenschaften 
53 Bonn Postfachvds
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Der Kongreß soll den Zusammen­
schluß der beiden studentischen 
Dachverbände vds (Hochschule) und 
SVI (Fachhochschulen) vorbereiten, 
ein weiterer wichtiger Schritt zur 
Vereinheitlichung und Stärkung 
studentischer InteressensVertre­
tung auf Bundesebene.
Der MSB-Spartakus betreibt seit 
längerem eine Kampagne zur Durch­
führung einer Urabstimmung zur 
verfaßten Studentenschaft, die die­
sen Kohgreß vorbereiten soll. Er 
beruft sich auf angebliche "vds- 
Beschlüsse" und "bundesweite Aktio­
nen". Tatsache ist, daß vds und 
SVI angeregt habent überall dort 
eine Urabstimmung duchzuführen, wo 
ein aktueller Anlaß besteht (Pro­
zeß von Hochschule gegen AStA we- 
0 n  politischem Mandat, usw.). Außer­
dem werden diese Urabstimmungen 
fast nur von MSB/SHB-Asten durch­
geführt, also-nicht "an allen Hoch­
schulen außer der THD".
Warum werden wir also zur Verteidi­
gung der verfaßten Studentenschaft 
keine Urabstimmung duchführen?
Die verfaßte Studentenschaft, d. h. 
Fachschaften, AStA und vds kann 
man nur verteidigen, indem sie 
zur Interessensvertretung benutzt. 
nicht indem man ihre Wichtigkeit 
einfach nur proklamiert. Fach- 
schaften und AStA sind kein Selbst­
zweck, der dazu noch jeden Studen­
ten 10 DM pro Semester kostet! Kon­
kret bedeutet das für uns an der 
ä tk heute, daß wir durch AStA und 
Äfchschaften Aktionen organisieren 
müssen gegen:
- die Verschlechterung der materiel­

len Situation der Studenten
(wie z.B. die W s  und Demo für 
mehr Bafög, Streik gegen Miet­
erhöhung in Wohnheimenf

-  die Verschlechterung derStudien- 
bedingungen (Hiwi-Misere, ver­
schärfte Prüfungsordnung, Leistungs 
druck)

Durch das Hochschulrahmengesetz (HRG) 
soll jetzt diese materielle Misere 
an den Hochschulen festgeschrieben, 
d.h. als Ausgangspunkt und Rahmen 
für eine Studienreform benutzt 
werden! Die Qualität der Ausbildung 
wird dem Mangel angepaßt.
Das bedeutet für uns:
- verschärfter NC (Eingangsprü­

fung, Interview)- Kurzstudium durch Regelstudienzeit

- Ordnungsrecht
- kein politisches Mandat für ver­

faßte Studentenschaft
Wenn wir also ein materielle abge­
sichertes und qualifiziertes Stu­
dium absolvieren wollen, müssen 
wir uns gegen die im HRG vorgesehe­
nen Maßnahmen wehren. Das können 
wir nur leisten durch Organe wie 
Fachschaften, AStA und vds, d. h. 
durch Organe gewerkschaftlicher 
Natur. Dadurch erhält die ver­
faßte Studentenschaft ihre Be­
deutung, dadurch wird den Studen­
ten die Wichtigkeit bewußt.
Das bedeutet aber, daß wir uns 
gegen alle Verschlechterungen im.
HRG wehren. Es geht nicht an, daß 
wir eine Urabstimmung gegen eine 
einzelne Maßnahme des HRG organi­
sieren (verfaßte Studentenschaft), 
und dabei andere wichtige Angriffe 
einfach verschweigen. Der MSB- 
Spartakus geht aber noch weiter: 
er fordert die Verankerung der 
verfaßten Studentenschaft im 
HRG! Er aktzeptLert damit praktisch 
K(»rzstudium, NC, Ordnungsrecht usw.! 
In einer Woche wird der ÄStA derTH 
durch eine Zeitung näher über das 
HRG informieren und eine Unter­
schriftensammlung gegen alle Maß­
nahmen des HRG, gegen die Verab­
schiedung und Duchsetzung des Ge­
setzes durchführen und den vds 
auffordern, bundesweite Aktionen 
dagegen zu organisieren, dh. für 
folgende Forderungen:
- materielle Absicherung des Studiums
- Recht auf unabhängige Organi­

sierung der Studenten in AStA, 
Fachschaften und vds (Beitrags-, 
Satzungshoheit, politisches Mandat

- Freiheit von Forschung und Lehre 
(keine Fachaufsicht des Staates)

- Recht auf wissenschaftliches 
Studium (kein NC, kein Kurzstudium)

Ende Januar wird eine Diskussions­
veranstaltung zum HRG stattfinden, 
zu der wir die Fachhochschule, Schü­
lervertretungen, Gewerkschaften, 
Professoren einladen.
Neben der Information der Studenten 
wird ein Ergebnis dieser Aktion 
sein, daß der AStA von den Studen­
ten als ihr Organ begriffen wird, 
d.h. die verfaßte Studentenschaft 
wird c^tärkt und damit verteidigt 
werden. Auch die Fachschaftswahlen 
in den Fachbereichen 2, 4, 5 und 15 
Ende Januar 75 werden zu dieser 
Stärkung Beiträgen.
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ß& - Fach schafi-Chemie

------PODIUMSDISKUSSION--------
am Montag den 13.1. um 18.oo uhr 
im großen Architektursaal 
( 60/93 ) auf der Nachtweide !!!
Thema: Berufseintritt und Arbeits­
platz eines Industriechemikers.
Teilnehmer: Prof.Dr.H.Fenger 
(Fb.3, Bildungsplanung und Arbe 
lbeitsmarktforschung)
Dr.K.Riedel (Farbwerke Hoechst,
IG Chemie)
Dr.H.J.Quadbeck-Seeger (BASF, 
Verband der chemischen Industrie) 
Dr.Ische (Farbenforschung Hoechst 
Verband angest.Akademiker — VAA)

Tlsia - fiufbu {

---- --Der Asta sucht...--■—
Freiwillige Helfer.
Bei der Renovierung des Schloss - 
kellers ist noch einiges zu tun.
Es muß gestrichen werden und es 
müssen elektrische Leitungen ver­
legt werden.
Für Sonntag, Montag, Dienstag und 
Mittwoch nächster bzw.dieser Woche 
werden noch viele Leute gebraucht 
Es wird Bier und andere Getränke 
ausreichend vorhanden seinl
Bitte sofort beim Asta anrufen:
Nr. 16-3117 Info-Referat.

------- BILDUNGSABEND--------vüber die Geschichte der Sozial­
demokratie.
Am Montag 13.1.75 um 20.oo Uhr
im Raum 11/23
Weiterer Bildungsabend:
Aktuelle Politik der SPD
Veranstalter : SHB

^ y T IS t^
Studenten

Die letzte DSZ - Nummer, 138/ 
139/140, die "Orient-Nummer" 
ist im Asta und in den DSZ-Räu- 
men noch vorrätig. Sie kostet 
-,90 DM und hat 136 Seiten. 
Inhalt: u.a. Bericht über Erdöl­
förderländer, Reisebericht aus 
Israel, der Palästinakonflikt 
nach dem 4.Krieg, Revolution in 
Südjemen.
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